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r Geschäftszahl 36.343/1-111-7/84 1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222 / 7500 

L 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Dr.Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Preisgesetz geändert wird 
(Preisgesetznovelle 1984); 
Be gut achtungs verfahren 

Name des Sachbearbeiters: 

MR Dr. Hacker 
Klappe 5364 Durchwahl 

Fernschreib-Nr.~ffl!i~ 11 1 1 45 u. 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

111780 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie beehrt 
sich, in der Anlage unter Bezugnahme auf das Rundschreiben des 
Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst vom 13. Mai 1976, 
GZ. 600. 614/3-VI/2/76 , 25 Ausfertigungen des unter einem zur 
Begutachtung ausgesendeten Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Preisgesetz geändert wird (Preisgesetznovelle 1984), 
samt Erläuterungen und Textgegenüberstellung zu übermitteln. 
Anlagen 

Wien, am 24. Februar 1984 
Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

i.V. Dr. Hacker 
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Beilage A zu Zl. 36.343/1-111-7/84 

Entwurf 

Bundesgesetz vom 1984, 
mit dem das Preisgesetz geändert wird 
(Preisgesetznovelle 1984) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
(Verfassungsbestimmung) 

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie 
sie im Art. 11 des Preisgesetzes, BGBl.Nr. 260/1976, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr. 271/1978, BGBl.Nr. 288/1980 
und BGBl.Nr. 311/1982 sowie des Art. 11 des vorliegenden B'lndes­
gesetzes enthalten sind, sind für die Zeit vom Inkrafttreten 

dieses Bundesgesetzes bis 30. Juni 1986 auch in den Belangen 
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 etwas anderes bestimmt. Die in diesen 
Vorschriften ~€gelten Angelegenheiten können unmittelbar von 
Bundesbehörden versehen werden. 

Artikel II 

Das Preisgesetz in der Fassung der Preisgesetznovelle 1982, 
BGBl.Nr. 311, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 8 Abs. 2 Z. 2 hat an die Stelle des Ausdruckes "Viehwirt­
schaftsgesetz 1976, BGBl.Nr. 258" der Ausdruck "Viehwirtschafts­

gesetz 1983, EGBl.Nr. 621" zu treten. 
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2. Nach § 14 a ist folgender § 14 b samt Uberschrift einzufügen: 

".t\ ufrechnungsverbot 

§ 14 b. Unternehmer dQ~fen Gegenforderungen mit Forderungen 

aus der Lieferung von Sachgütern oder aus der Erbringung von 
Leistungen, für die nach diesem Bundesgesetz Fest- oder Mindest­
preise (Entgelte) bestimmt sind, nicht aufrechnen. Dies gilt 
nicht für Gegenforderungen, die vom Abnehmer von Milch, Rahm 
und Erzeugnissen aus Milch nach dem Marktordnungsgesetz 1967 
zum Zweck einerzulässi@n Überwälzung von Beiträgen auf 
den Erzeuger geltend gemacht werden." 

3. Nach § 15 ist folgender § 15 a einzufügen: 

u§ 15 a. Wer für ein Sachgut, das er zur Wei terver­
äußervng, sei es auch nach einer Be- oder Verarbeitung, er­
wirbt, einen niedrigeren als den gemäß § 2 Abs. 2 bestimmten 
Fest- oder Mindestpreis verspricht oder bezahlt oder wer als 
Einzelhändler für ein Sachgut einen niedrigeren als den gemäß 
§ 2 Abs. 2 bestimmten Fest- oder Mindestpreis ersichtlich macht, 
fordert, annimmt oder sich versprechen läßt oder wer dem Auf­
rechnungsverbot des § 14 b zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungs­
übertretung Q~d ist hiefür mit Geldstrafe bis zu 50 000 S, im 
Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zehn Tagen, im 
Wiederholungsfalle jedoch mit einer Geldstrafe bis zu '100 000 S, 
im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen 
zu bestrafen. Die Zulässigkeit von Preisabzügen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes, des Marktordnungsgesetzes 1967 oder einer auf 
diesen Gesetzen beruhend.en behördlichen Anordnung wird hiedurch 
nicht berührt." 

4. § 19 Abs. 1 hat zu lauten: 

"(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 30. J"uni 1986 
außer Kraft." 
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5. Abschnitt I Z. 5 der !nlage zum Preisgesetz hat zu lauten: 

"5. Stoffe und Zubereitungen aus Stoffen, die dazu bestimmt 
sind, ftIT die Herstellung von Arzneimitteln verwendet zu w~r.den 
(mit Ausnahme der durch die Arzneitaxe zu regelnden Vergütungs­
sätze bei der Abgabe in Apothekenbetrieben), Arzneispezialitäten 
im Sinne des Arzneimittelgesetzes, BGB.l.Nr. 185/1983,- mj.j; Ausnahme 
der homöopathischen, der apothekeneigellen und der radioaktiven 
Arzneispezialitäten sowie mit Ausnahme jener Arzneispezia.:!.i täten, 
die Fütterungsarzneimittel oder Fütterungsarzneimitte;L-Vormschungen 
sind.!! 

Artikel I1I 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1984 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung des Art. I ist die Bundesregierung 
betraut. Die Zuständigkeit zur Vollziehung des Art. II richtet 
sich nach § 20 des Preisgesetzes. 
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Beilage B zu Zl. 36.343/1-111-7/84 

Vorblatt 

Problem: 

Die Geltungsdauer des Preisgesetzes ist derzeit mit 30. Juni 1984 
befristet. Ohne entsprechende Vorkeh~ung würde mit diesem Termin 
die gesetzliche Grundlage für alle im Preisgesetz geregelten Maß­
nahmen, wie insbesondere behördliche Preisregelung, Verpflichtung 
zur Ersichtlichmachung der Preise und Preisüberwachung (Verbot der 
Preistrej.berei) in Wegfall kommen. Im Hinblick auf die zu erwarten­
de wirtschaftliche Entwicklung kann auf diese Maßnahmen jedoch 
auch in den nächsten Jahren nicht verzichtet werden. Darüber hinau.s 

entsprechen die Zitierungen einiger Rechtsvorschriften und me 
Terminologie des Preisgesetzes infolge zwischenzeitiger Änderung 
von Rechtsvorschriften, auf die das Gesetz Bezug nimmt, nicht mehl';:' 

dem neuesten Stand. Schließlich gab es Beschwerden wegen Unter­
schreitung von behördlich bestimmten Fest- und Mindestpreisen. 

Ziel 

der vorgeschlagenen Novelle sind die Verlängerung der Geltungs­
dauer des Preisgesetzes und die Vornahme der zur Behebung der 
aufgezeigten Mängel erforderlichen Korrekturen. 

Inhalt: 

Verlängerung der Geltungsdauer um zwei Jahre (§ 19 Abs. 3), 
Zitierung des Viehwirtschaftsgesetzes 1983 anstelle des Viehwirt­
schaftsgesetzes 1976 im § 8 Abs. 2 Z. 2, Anpassung der Fassung der 
Z. 5 des Absc1L'1ittes I der Anlage zum Preisgesetz an das Arznei­
mittelgesetz, beschränktes Aufrechnungsverbot zugunsten von Fest­
und IvIindestpreisen, Einführung einer Strafsanktion für das Unter­

schreiten solcher Preise sowie für Verstöße gegen das Aufrechnungs­
verbot. 

56/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 16

www.parlament.gv.at



- 2 -

Alternativen: 

Keine: 

Kosten: 

Keine Mehrkosten. 
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Beilage C zu Zl. 36.343/1-111-7/84 

E r 1 ä u t e run g e .n 

Die Geltungsdauer des Preisgesetzes, BGBl.Nr. 260/1976, wurde 
zuletzt durch die Preisgesetznovelle 1982, BGBl.Nr. 311, bis 
30. Juni 1984 verlängert. Da bei der voraussichtlichen wirt­
schaftlichen Entwicklung auf die im Preisgesetz geregel t,e.n Maß­
nahmen, wie insbesondere die behördliche Preisregelung, die Ver­
pflichtung zur Ersichtlichmachung der Preise und die Preisüber­
wachung (Verbot der Preistreiberei) auch in den nächsten Jahren 
nicht verzichtet werden kann, wird entsprechend der vom Gesetz­
geber seit 1976 geübten Praxis eine Verlängerung der Geltungs­
dauer des Preisgesetzes um weitere zwei Jahre vorgeschlagen. 
Weiters sind die Zitierungen einiger Rechtsvorschriften und die 
Terminologie des Preisgesetzes an die inzwischen geänderte Ge­
setzeslage anzupassen. Darüber hinaus soll zugunsten von Kauf-
preis forderungen auf Grund behördlich bestimmter Fest- und Mindest­
preise ein Aufrechnungsverbot normiert und das Unterschreiten 
solcher Preise sowie das Zuwiderhandeln gegen das Aufrechnungs­
verbot unter Strafsanktion gestellt werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird folgendes bemerkt: 

Zu Art. I: 

Durch diese Verfassungsbestimmung soll für die im Preisgesetz in 
der Fassung des Art. 11 des vorliegenden Gesetzentwurfes ent­
haltenen Regelungen die ausschließliche Bundeskompetenz in Ge­
s'etzgebung und Vollziehung für die vorgeschlagene Geltungs dauer 
des Preisgesetzes begründet werden. 

Zu Art. Ir: 

Zu Z. 1 ( § 8 A bs. 2 Z. 2): 

Da das Viehwirtschaftsgesetz 1976 mit Kundmachung des Bundes­

kanzlers und des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 

BGBl.Nr. 621/1983, als Viehwirtschaftsgesetz 1983 wiederverlaut­
bart wurde, ist im § 8 Abs. 2 Z. 2 des Preisgesetzes anstelle des 

Viehwirtschaftsgesetzes 1976 nunmehr das Viehwirtschaftsgesetz 1983 

zu zitieren. 
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Zu Z. 2 ( § 1 4 b): 

Die Festsetzung garantierter PreiGe in Form von Fest- oder Mindest­
preisen erfolgt im Gegensatz zu den Höchstpreisen, die im Interesse 
der Letztverbraucher festgesetzt werden, zum Schutz der Lieferanten 
der preisgeregelten Ware. Analog gilt dies für das Entgelt für 
Leistungen. Es müssen daher die nötigen Vorkehrungen getroffen 
werden, daß der Lieferant auch tatsächlich in den Genuß der fest­
gesetzten Preise kommt. Dies ist schon deswegen nicht immer selbst­
verständlich, weil gerade bei den Waren, für die Fest- oder Mindest­
preise festgesetzt wurden, vielfach ein Überangebot herrscht, das 
die Anbieter gegenüber den Abnehmern in eine schwächere Markt­
position versetzt. Es hat sich gezeigt, daß die wettbewerbmEchtlichen 
Sanktionen zwar im allgemeinen, aber nicht immer eine ausreichende 
Garantie für die Einhaltung der Fest- und Mindestpreise sind. Der 
vorliegende Gesetzentwurf sieht daher für das Unterschrei t.en dieser 
Preise auch eine Strafsanktion vor. 

Fest- und Mindestpreise können aber nicht nur durch unzulässige 

Preisabschläge, sondern auch durch Aufrechnung nicht zu Recht be­
stehender Gegenforderungen verkürzt werden. Allein schon die 
Möglichkeit der Aufrechnung zweifelhafter Gegenforderungen recht­
fertigt ein Aufrechnungsverbot. Denn durch die Aufrechnung wird 
der Eindruck erweckt, als bestehe die Gegenforderung sowohl dem 
Grunde als auch der Höhe nach zu Recht, und der Lieferant der 
preisgeregelten Ware (etwa der Milcherzeuger) wird eher bereit 
sein, eine zweifelhafte Gegenforderung des Abnehmers, die im Wege 
der Gegenverrechnung mit der Kaufpreisforderung geltend gemacht 
wird, anzuerkennen, als eine zweifelhafte Gegenforderung, die ge­
sondert geltend gemacht wird. Es ist daher notwendig, die vorge­
sehene Strafsanktion gegen das Unterschreiten von Fest- und 
IvIindestpreisen durch ein Aufrechnungsverbot zu ergänzen. 

Auf Grund des vorgeschlagenen Aufrechnungsverbotes wird es in 

Zukunft z.B. den Molkereigenossenschaften untersagt sein, mit 
der Milchpreisforderung von Nichtmitgliedern eine sogenannte 

Schütt gebühr aufzurechnen. 
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Vom Aufrechnungsverbot auszunehmen sind jene Fälle, in denen der 
Inhaber des Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebes auf Grund 
einer ausdrücklichen Bestimmung des MOG 1967 berechtigt ist, von 
ihm geleistete Beiträge auf den Milcherzellger zu überwälzen. Es 
sind dies nach der derzeitigen Rechtslage der Beitrag zur Milch­
leistungskontrolle (§ 8 Abs. 4 MOG 1967), der Werbekostenbeitrag 
(§ 8 a Abs. 2 HOG 1967) sowie der allgemeine und der zusätzliche 
Absatzförderungsbeitrag (§ 57 1 Abs. 6 MOG 1967). 

Zu Z. 3 (§15 a): 

Anläßlich der Verankerung der Fest-'und Mindestpreise (Entgelte) 

im Preisgesetz durch die Preisgesetznovelle 1982 wurde davon aus­
gegangen, daß die zivilrechtlichen (wettbewerbsrechtlichen) 
Sanktionen eine ausreichende Garantie für die Einhaltung dieser 
Preise sind. Wie bereits zu Z. 2 ausgeführt, hat diese Annahme 
sich im großen und ganzen (z.B. bei Zucker) als richtig erwiesen. 
Bei Hilch wurde jedoch mehrfach Beschwerde darüber geführt, daß 
durch den Abzug der sogenannten Schüttgebühr die behördlich be­
stimmten Fest- bzw. Mindestpreise unterschritten worden seien. 
Diese Beschwerden sollen Z11m Änlaß genommen werden, das Unter­
schreiten von Fest- und Mindestpreisen im Interesse einer größeren 
Effizienz dieser Preise auch unter Strafsanktion zu stellen. Es 
soll daher durch eine entsprechende Strafbestimmung die Einhaltung 
der behördlich bestimmten Fest- und Mindestpreise sichergestellt 
werden. 

Den Unternehmern der Erzeugungs- und Großhandelsstufe können die 
behördlich bestimmten Fest- und 1vlindestpreise nur dadurch garantiert 
werden, daß es den Abnehmern, die diese Waren zum Zweck der Weiter­
veräußerung erwerben und die angesichts des Angebotsdruckes über 
die stärkere r1arktposi ti on verfügen, bei Strafe untersagt wird, einen 

niedrigeren als den behördlich festgesetzten Preis zu bezahlen. Die 

Einhaltung von Fest- und Mindestpreisen zugunsten der Einzelhandels-
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stufe kann nur dadurch gewährleistet werden, daß den Unternehmern 

dieser Handelsstufe das Unterbieten der Preise, wodurch den Kon­
kurrenten Kunden abgeworben würden, bei Strafe verboten wird. 

Normadressaten der vorgesehenen Strafbestimmung sind daher zur 
Sicherung der Fest- und Mindestpreise auf der Einzelhandelsstufe 
die Lieferanten, zur Sicherung solcher Preise auf den vorgelagerten 
vlirts:::haftsstufen die Abnehmer der preisgeregelten Ware, die diese 

zum Zwecke der \vei terveräußerung erwerben. 

Keine Preisunterschreitung stellen die nach dem letzten Satz des 
vorgesehenen § 15 a zulässigen Preisabschläge dar. Solche von der 
Strafbestimmung nicht erfaßte Pre.isabschläge sind beispielsweise 
die nach § 6 des Preisgesetzes vorzunehmenden Abschläge, die in 
den Preisverordnungen für Milch und Getreide geregelten Qualitäts­
abschläge sowie die Preisausgleichsbeiträge für Verrechnlli~gsmilch 
bei ~b-Hof-Verkäufen von Milch (§ 14 Abs. 3 MOG 1967). 

Bemerkt sei noch, daß <Festpreise sowohl den Charakter von Mindest­

als auch von Höchstpreisen haben. Mit der vorgesehenen Strafbe­
stiamung ist nur das Unterschreiten dieser Preise unter Strafe zu 
stellen, da das ttberschreiten derselben bereits durch das Verbot 
der Preistreiberei (§§ 14 und 15 des Preisgesetzes) erfaßt ist. 

Zu Z. 4 ( § 19 A bs. 1): 

Diese Bestimmung enthält die vorgeschlagene Verlängerung der 
Geltungsdauer des Preisgesetzes um weitere zwei Jahre. 

Zu Z. 5 (Abschnitt I Z. 5 der Anlage zum Preisgesetz): 

Die Neufassung des Abscr~ittes I Z. 5 der Anlage zum Preisgesetz 
berücksichtigt lediglich die neue Terminologie des mit 1. April 1984 

in Kraft tretenden Arzneimittelgesetzes, EGEl.Nr. 185/1983, und 

bringt keine meritorische Änderung mit sich. 
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Zunächst ist die derzeitige Umschreibung "alle zur Herstellung 
pharmazeutischer Produkte und Präparate notwendigen Rohstoffe 

und Halbfabrikate" i.n übereinstimmung mit der Terminologie des 
!rzneimi ttelgesetzes durch die ÜL'1al tsgleiche Umschreibung "Stoffe 
und Zubereitungen aus Stoffen, die dazu besti~~t sind, für die 
Herstellung von Arzneimitteln verwendet zu werden" zu ersetzen. 

Weiters ist anstelle der mit dem I~afttreten des Arzneimittel­
gesetzes außer Kraft tretenden Spezialitätenordnung nunmehr das 
Arzneimittelgesetz zu zitieren und anstelle des aus der Speziali­
tätenordnung entlehnten Begriffes "pharmazeutische Spezialitäten" 
der im Arzneimittelgesetz verwendete Begriff "Arzneispezialitäten" 
zu übernehmen. Da jedoch dieser Begriff weiter ist als der Begriff 
"pha.:!:'mazeutische Spezialitäten", eine Erweiterung des Warenkreises 
des Abschnittes I Z. 5 der Anlage aber vermieden werden soll, sind 
die vom neuen Begriff zusätzlich erfaßten Arzneimittel bei der Um­
schreibung des Warenkreises ausdrücklich auszunehmen. Es sind dies 
die homöopathischen, die apothekeneigenen und die radioaktiven 
Arzneispezialitäten sowie jene Arzneispezialitäten, die Fütterungs­
arzneimittel oder Fütter~~gsarzneimittel-Vormischungen sind. 

Sera 1..md Impfstoffe sind nunmehr bereit s vom Begriff "Arznei­
spezialitäten" erfaßt und brauchen daher nicht mehr gesondert 
angeftL~rt zu werden. 

Zu Art. I LU_ 

Dieser artikel enthält die Inkrafttretensbestimmung und die Voll­
zugsklav.sel für die im. Entvmrf vorliegende Prei.sgesetznovelle. 

.. 
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Geltende Fassun~ 

Preisgesetznovelle 1982, BGBl.Nr. 311: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von 

Vorschriften, wie sie im Art. 11 des Preis­

gesetztes, BGBl. Nr. 260/1976, in der Fassung 

der Bundesgesetze BGBl.Nr. 271/1978 und 

BGBl. Nr. 288/1980 sowie des Art. II des 

vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, 

sind für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 

Bundesgesetzes bis 30. Juni 1984 auch in den 

Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das 

Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 

1929 etwas anderes bestimmt. Die in diesen 

Vorschriften geregelten Angelegenheiten 

können unmittelbar von Bundesbehörden ver­

sehen werden . 

Beilage 0 zu Zl. 36.343/1-111-7/84 

Vor~eschlagene Fassung: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vor 

schriften, wie sie im Art. 11 des Preisgesetzes, 

BGBl. Nr. 260/1976, in der Fassung der Bundesge­

setze BGBl. Nr. 271/1978, BGBl. Nr. 288/1980 und 

BGBl. Nr. 311/1982 sowie des Art. 11 des vorlie~~ 

genden Bundesgesetzes enthalten sind, sind für 

die Zeit vom Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 

bis 30. Juni 1986 auch in den Belangen Bundes­

sache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassung~ 

gesetz in der Fassung von 1929 etwas anderes be­

stimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten An­

gelegenheiten können unmittelbar von Bundesbehörden 

versehen werden. 
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Preisgesetz: 

§ 8. (2) 

2. Sachgütern, die dem Marktordnungsge­

setz 1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der jeweils 

geltenden Fassung oder dem Viehwirtschaftsge­

setz 1976, BGBl. Nr. 258, in der jeweils gel­

tenden Fassung unterliegen, sowie bei Zucker, 

Geflügel und Eiern das Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

herzustellen. 

§ 8. (2) 

2. Sachgütern, die dem Marktordnungsgesetz 

1967, BGBl. Nr. 36/1968, in der jeweils geltenden 

Fassung oder dem Viehwirtschaftsgesetz 1983, 

BGBl. Nr. 621, in der jeweils geltenden Fassung 

unterliegen, sowie bei Zucker, Geflügel und Eiern 

das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land­

und Forstwirtschaft herzustellen. 

Aufrechnungsverbot 

§ 14 b. Unternehmer dürfen Gegenforderungen mit For­

derungen aus der Lieferung von Sachgütern oder aus 

der Erbringung von Leistungen, für die nach diesem 

Bundesgesetz Fest- oder Mindestpreise (Entgelte) 

bestimmt sind, nicht aufrechnen. Dies gilt nicht 

für Gegenforderungen, die vom Abnehmer von Milch, 

Rahm und Erzeugnissen aus Milch nach dem Marktord­

nungsgesetz 1967 zum Zweck einer zulBssigen Über-
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wälzung von Beiträgen auf den Erzeuger 

geltend gemacht werden. 

§ 15 a. Wer für ein Sachgut, das er zur 

Weiterveräußerung, sei es auch nach einer Be­

oder Verarbeitung, erwirbt, einen niedrigeren 

als den gemäß § 2 Abs.2 bestimmten Fest- oder 

Mindestpreis verspricht oder bezahlt oder wer als 

Einzelhändler für ein Sachgut einen niedrigeren 

als den gemäß § 2 Abs.2 bestimmten Fest- oder 

Mindestpreis ersichtlich macht, fordert, annimmt 

oder sich versprechen läßt oder wer dem Aufrech­

nungsverbot des § 14 b zuwiderhandelt, begeht 

eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür mit 

Geldstrafe bis zu 50.000 S, im Falle ihrer Un­

einbringlichkeit mit Arrest bis zu zehn Tagen, 

im Wiederholungsfalle jedoch mit einer Geldstrafe 

bis zu 100.000 S, im Falle ihrer Uneinbringlich­

keit mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

Die Zulässigkeit von Preisabzügen auf Grund dieses 

Dundesges~tzes, des Marktordnungsgesetzes 1967 oder 
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§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 

Ablauf des 30. Juni 1984 außer Kraft. 

Abschnitt I Z. 5 der Anlage: 

5. Alle zur Herstellung pharmazeutischer 

Produkte und Präparate notwendigen Roh­

stoffe und Halbfabrikate (mit Ausnahme 

der durch die Arzneitaxe zu regelnden 

Vergutungssätze bei der Abgabe in Apo­

thekenbet rieben), Sera, Impf stoff e, 

pharmazeutische Spzialitäten (mit Aus­

nahme der Kosmetik~) gemäß der Spezia­

litätenordnung, BGBl. Nr. 99/1947, 

in der fassung der Verordnungen 

BGBl. Nr. 112/1948 und BGBL Nr. 

126/1952 . 

- 4 -

einer auf diesen Gesetzen beruhenden behördlichen 

Anordnung wird hiedurch nicht berührt. 

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 

Ablauf des 30. Juni 1986 außer Kraft. 

5. Stoffe und Zubereitungen aus Stoffen, die 

dazu bestimmt sind, für die Herstellung von 

Arzneimitteln verwendet zu werden (mit Aus­

nahme der durch die Arzneitaxe zu regelnden 

Vergütungssätze bei der Abgabe in Apotheken­

betrieben), Arzneispezialitäten im Sinne des 

Arzneimittelgesetzesj BGBl.Nr. 185/1983, mit 

Ausnahme der homöopathischen, der apotheken­

eigenen und der radioaktiven Arzneispezialitäten 

sowie mit Ausnahme jener Arzneispezialitäten, 

die Futterungsarzneimittel oder Futterungsarznei-

mittel-Vormischungen sind. 
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